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Gebührensatzung für die Benutzuns der
G rünabfa I lkompostier'ü ngsa n lage der Städt Ha m m

vorn 17.12.2021
Der Rat der Stadt Hamm hat in seiner Sitzung am 14.12.2021 die folgen-
de Satzung beschlossen.
Sie beruhiauf nachstehenden Vorschriften:
§ 7,41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekänntmathung vom 14.01 ,1994 (GV. NRW. S:. 6d6 /
:9y NP!W.2Q?3), zuletzt geändeit durch Gesetz vom 15.06.1999 (GV.
NRW S. 386), §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabenqesetzes für das Länd
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 2j.10.196q (GV."NRW. S. 712 / SGV.
NRW. 610), - jeweils in der gegenwärtig geltenden Fassung-.

e 
"u§til'rr"nDie nach dieser Gebührensatzung für die Benutzung der Grünabfallkom-

postierungsanlage der Stadt Harim zu entrichtenden Gebühren betra-
gen

für die Anlieferung von sortenreinen Grünabfällen an der
Kompostierungsanlage Hamm, Am Lausbach 4, je t 45,00 €;
für die Anlieferung von Wurzelstöcken und Stammholz an der
Kompostierungsanlage Hamm, Am Lausbach 4, je t 75,00 €.
Die BenJtzung der Grünabfallkompostierungsanlaee bei eisener Anlle-
rerung von Kleinmengen aus Privathaushalten ist gäbuhrenlrei.

§ 2 lnkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Satzung rritt am 0i.01.2022in Kraft. Gleichzeitis tritt die Abfallpe-
bührensarzLrng der Stadt Hamm vom 22.12.2006 außär Kraft.
Beka nntmach ungsa nord nung
Die vom Rat der Stadt Hamm in seiner Sitzung am 14.12.202j beschlos-
sene Gebührensatzung für die Benurzung öer Grünabfallkompostie-
rungsanlage der Stadt Hamm vom 11.12.2021 wird hiermit öflentlich
bekannt gemacht.
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassuns der Be-
kannrmachung vom 14.Juli I 994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2OZ3) in der
gegenwärtig geltenden Fassung kann gem. § 7 Abs. 6 Satz 'l der Gemein-
deordnung gegen die Satzung nach Ablauf eineslahres seit ihrer Verkün-
digung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) erne vorgeschriebene Genehmipunp fehlt.
b) die Satzlng ist nichr ordnung"sge7näß 6ffentlich bekannr gemacht

woroen,
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hamm vor-

her gerJgt und dabei die verlerlte Rech'[svorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Hamm, 17j2.2021
gez. lvlarc Herter
Oberbü rgermeiste r
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